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Michael Jäger

Der Mai ist nicht gekommen 
KLIMASCHUTZPAKET ■  Verbraucher opfern leichter, wenn sie »Vorreiter« sind

W ir sind Öko-Vorreiter, schallt es
aus dem Blätterwald. Zur Konfe-
renz von Bali veröffentlichte Ger-
man Watch ein neues Ranking,

demzufolge Deutschland im Klimaschutzin-
dex vom vierten auf den zweiten Platz vor-
gerückt sei, während Großbritannien, das
2006 mit Deutschland gleichauf stand, auf
Rang sieben zurückgefallen ist. Die dazu ver-
öffentlichten Zahlen zeigen, dass auch eine
ganz andere Rangliste aufgestellt werden
könnte. Deutschland hat über drei Prozent
Anteil an den weltweiten CO2-Emissionen,
aber nur 1,28 Prozent an der Erdbevölke-
rung. Es leistet sich also mehr, als ihm zu-
steht. Warum finden wir Indien nur auf Platz
fünf, mit einem CO2-Anteil von etwas über
vier Prozent, aber einem Anteil an der Erd-
bevölkerung von 17 Prozent? Selbst China,
das in dieser Liste auf Platz 40 steht, müsste
vor Deutschland rangieren, denn während je-
der fünfte Erdbewohner Chinese ist, ist das
Land mit weniger als 18 Prozent am CO2-
Ausstoß beteiligt.

Zu den Ranking-Kriterien gehört die Um-
weltpolitik eines Landes. Wie man hört,
wurde die Rolle der Merkel-Regierung beim
letzten G 8-Gipfel gewürdigt. Aber da wa-
ren nur ökologische Ziele proklamiert wor-
den. Die Regierung hatte gezeigt, dass sie
sich in der öffentlichen Meinung gut dar-
stellen kann. Diese Fähigkeit stellte sie vor

Bali erneut unter Beweis. Der Chef des UN-
Umweltprogramms ist ein Deutscher na-
mens Achim Steiner. Er meldete sich mit der
Einschätzung zu Wort, vor allem Deutsch-
land könne die Konferenz von Bali zum Er-
folg führen. Kurz vor Konferenzbeginn trat
dann die Regierung mit einem neuen Klima-
schutzprogramm hervor. Ein Paket aus 14
Gesetzen und Verordnungen will Eindruck
schinden. Ihm fehlt aber mehr als die Hälf-
te. Das Programm enthält strengere Bau-
normen zur Wärmedämmung in Gebäuden
und kündigt staatliche Beihilfen zur Um-
stellung auf erneuerbare Energien an. Ein
den Autoverkehr betreffendes zweites Paket
ist dagegen erst für den Mai 2008 angekün-
digt. Warum die zeitliche Trennung? Haben
Autos keinen so hohen Anteil an der Um-
weltzerstörung?

Der Grund ist wohl eher, dass im kom-
menden Mai keine große Umweltkonferenz
bevorsteht. Die Auflagen für Autos, jeden-
falls für Autoproduzenten, werden nicht
spektakulär sein. Ein Tempolimit wie bei
den europäischen Nachbarn ist nicht vorge-
sehen. Offiziell wird die Verschiebung bis
zum Mai mit der Notwendigkeit begründet,
dass Deutschland seine hehren Ziele erst
noch mit der EU abstimmen müsse. Dort
wird tatsächlich gefeilscht, unter Beteili-
gung des deutschen Industriekommissars
Günter Verheugen. Verheugen spielt aber

ein anderes Stück als Merkel. Er verliert die
Interessen deutscher Autohersteller nicht
aus den Augen. Die CO2-Vorgaben für
schwere Autos sollen »großzügiger« gestal-
tet werden, wurde zwei Tage nach Veröf-
fentlichung des deutschen Klimaschutzpro-
gramms aus Brüssel gemeldet. Dieses fand
den ungeteilten Beifall des BDI-Chefs Thu-
mann. Kein Wunder, denn die Kosten wer-
den die Verbraucher zahlen. Schon jetzt hat
Umweltminister Gabriel Anlass zu schimp-
fen: »Die Gesetze treten erst 2009 in Kraft,
daher können die Strompreis-Erhöhungen
zum Jahreswechsel damit nicht begründet
werden!«

Weil man alles auf die Verbraucher wälzt,
muss denen eingeredet werden, ihr Opfer
qualifiziere sie zum weltweiten Vorreiter. Die
Produzenten aber werden nicht nur ge-
schont, sondern zum Umweltraubbau ermu-
tigt. Bei der Vorstellung des Klimaschutz-
programms war von den Kohlekraftwerken,
die eben jetzt gebaut werden, keine Rede.
Gerade erst haben die Grünen auf ihrem Par-
teitag vorgerechnet, dass jährlich 17 Millio-
nen Tonnen CO2-Ausstoß von den neuen
Meilern zu erwarten sind, bei einer Laufzeit
von 40 Jahren. Die Partei will kampagnen-
förmig dagegen vorgehen. Hat man davon in
der Presse gelesen? Mitnichten. Es passt nicht
ins Bild von Deutschland, dem Öko-Vorrei-
ter. ■

STUTTMANN

Weihrauch
»Gleiche Partner«, wie es die Konfe-
renzregie in Lissabon wollte, sind die
EU und Afrika keineswegs. Beson-
ders die deutsche Kanzlerin tat sich
hervor, Simbabwe oberlehrerhaft
abzukanzeln. Sie verstehe nichts von
der Lage in diesem Land, musste sie
sich von den »Partnern« sagen
lassen. Im nebligen Weihrauch ihrer
Menschenrechtskritik wollten die
Europäer wieder einmal ökonomische
Vorteile schinden. Die afrikanischen
Länder sollen ihre Zollgrenzen
schleifen. Die Welthandelsorganisa-
tion verlange es so. In unseren
Zeitungen liest man, das nütze den
Afrikanern selbst, denn der Zoll behin-
dere sie auch untereinander. Doch
damit wird nur das faule gute
Gewissen europäischer Leser
gestärkt. Die Afrikaner lassen sich
dadurch nicht veranlassen, Europa
einen Nutzen zu schenken, der ihnen
selbst schadet. Sie weigerten sich
schlicht, über den Vorschlag auch nur
zu sprechen. Dass Handel mit Afrika
möglich ist, nützlich für beide Seiten,
ohne Polemik gegen Zölle, zeigt
China. Aber das ist es ja gerade,
worum es der EU geht: den chinesi-
schen Handel zurückzudrängen.

Michael Jobst

Krebs
Das Risiko, an Krebs oder Leukämie
zu erkranken, erhöht sich für Kinder
desto mehr, je näher sie an einem der
deutschen Atomreaktoren wohnen.
Dies ist eigentlich keine neue Erkenn-
tnis, doch frühere Studien wurden als
unwissenschaftlich hingestellt. Die
neue Studie einer Forschergruppe um
Maria Blettner und Peter Kaatsch ist
von niemandem abqualifiziert worden:
vielleicht deshalb nicht, weil die
Forscher auch behaupten, »aufgrund
des aktuellen strahlenbiologischen
und –epidemologischen Wissens«
könne »die von deutschen Kernkraft-
werken im Normalbetrieb emittierte
ionisierende Strahlung grundsätzlich
nicht als Ursache« der Krebshäu-
fungen interpretiert werden. Doch die
scheinbare Entlastung der Atomwirt-
schaft ist in Wahrheit ein Einfallstor
für Atomgegner. Denn das gemein-
same Auftreten von Krebs und Atom-
meilern muss doch einen Grund
haben. Diebischen Elstern wird man
die Schuld nicht geben können. Wem
also sonst? Es wird wohl so sein,
dass mit dem »aktuellen Wissen«
etwas nicht stimmt. So könnten die
derzeitigen Strahlenschutz-Grenzwerte
zu hoch angesetzt sein. Die meisten
Wissenschaftler sind überzeugt, dass
es für die gesundheitlichen Auswir-
kungen von Radioaktivität einen
Schwellenwert überhaupt nicht gibt.

Gernot Schiller

Stockhausen
Nach dem Tod des Komponisten Karl-
heinz Stockhausen wird sein Kom-
mentar zum 11. September 2001
wieder zitiert: »Dass Leute zehn Jahre
üben wie verrückt, total fanatisch, für
ein Konzert und dann sterben: Das ist
das größte Kunstwerk, das es über-
haupt gibt für den ganzen Kosmos.«
Da es üblich ist, Toten nichts
Schlechtes nachzusagen, kann jetzt
vielleicht eine unhysterische Erörte-
rung dieses Satzes beginnen. Ein
Buch der Kunsthistorikerin Verena
Krieger hat kürzlich daran erinnert,
dass es die Idee eines Gesamtkunst-
werks ohne Grenze zwischen Kunst
und Realität, das den »Kosmos«
verändern soll, schon im russischen
Symbolismus gegeben hat, zum
Beispiel bei Skrjabin. Dessen Plan,
ein »Sieben-Tage-Mysterium« zu
komponieren, hat statt seiner Stock-
hausen ausgeführt. In dessen sieben-
teiliger Oper Licht geht es um die Erlö-
sung der Welt und zuletzt auch – der
Kirchenvater Origines lässt grüßen –
des Teufels. Der 11. September
wurde von Stockhausen als Kunst-
werk des Teufels bezeichnet. 
Er meinte sicher nicht, des schon
erlösten Teufels. Was ist nun die
Moral von der Geschichte? Dass man
Künstler besser verstünde, wenn sie
sich beim Parlieren des Politikerkau-
derwelschs bedienten?

Harald Hoss

Ist der soziale
Wandel in
Venezuela
unumkehrbar, 
Herr Suter?

FREITAG: Es gibt Leute in Venezuela,
die sagen, die gescheiterte neue Verfas-
sung wäre ein erster Schritt zur Diktatur

gewesen.
WALTER SUTER: Man muss gewiss kriti-

sche Fragen stellen. Allerdings waren die Re-
formvorschläge dort kohärent, wo es um die
Vertiefung der Partizipation ging. So gibt es
seit zwei Jahren den parlamentarismo de la
calle – den Parlamentarismus der Straße –, bei
dem Abgeordnete ihre Vorschläge der Bevöl-
kerung vorlegen und mit ihr diskutieren. Dies
war in der neuen Verfassung festgehalten. 

Ist denn ein Umdenken so schnell möglich?
Inzwischen ist den Menschen bewusst, dass

sie mitreden können. Wie das Ganze in eine
Form gebracht werden soll, damit es auch
wirksam ist, darüber ist ein Lernprozess im
Gange. In Venezuela versucht man, die viel-
fach beschworene Bekämpfung der Armut
tatsächlich umzusetzen. Erstmals in der Ge-
schichte des Subkontinents übernimmt ein
Staat die Verantwortung für soziale Verände-
rungen, statt sie wie sonst üblich den nicht-
staatlichen Organisationen zu überlassen.

Ist Venezuela bereits soweit, dass sich der
Wandel nicht mehr rückgängig machen lässt?

Der ist weit vorangeschritten, aber noch
nicht hundertprozentig sicher. Die Regierung
hatte auch noch nicht genug Zeit. Die ersten
drei Jahre nach der Wahl von Hugo Chávez
1999 stand sie in einem politischen Abwehr-
kampf. Chávez war blockiert – durch Streiks,
den Putschversuch oder Aktionen zu seiner
Abwahl. Erst als die Opposition ihren Wider-
stand aufgegeben hatte, konnte er mit der Ar-
beit beginnen. Das war im Frühling 2003, da-
mals haben auch die misiones angefangen, die
Sozialprojekte in den Kommunen. Inzwischen
sind die Sozialreformen eine Tatsache. Selbst
die Opposition engagiert sich heute für diese
Reformen, will sie weiterführen, natürlich an-
ders. Allein dies zeigt, dass Chávez nicht die
falschen Grundfragen gestellt hat. 

Ist die internationale Berichterstattung über
Venezuela noch glaubwürdig?

Sie besteht in vielen Medien häufig aus
Halbwahrheiten. Es wird nichts Falsches be-
richtet, denn natürlich gibt es Proteste oder
auch Korruption, doch die andere Seite wird
verschwiegen. So wird nicht gesagt, dass etwa
Korruption ein Aspekt des sozialen Verhal-
tens ist, das nicht so schnell geändert werden
kann – es aber Versuche gibt, dies zu über-
winden. Freilich sind auch die nationalen, re-
gierungstreuen Medien nicht sehr objektiv.

Das Interview führte Sonja Wenger

Walter Suter war von 2003 bis zu seiner Pen-
sionierung im August 2007 Botschafter der
Schweiz in Venezuela.

Über 500 Seiten und gut vier Jahre Arbeit in zwei
Legislaturperioden, geleistet von mehr als 40
Abgeordneten und Sachverständigen … in solch
einem Bericht, möchte man meinen, müsste
doch auch etwas darüber zu erfahren sein, dass
»Kultur in Deutschland« 40 Jahre lang in zwei
Gesellschaften betrieben, gefördert, gefeiert,
kritisiert wurde, dass es also zwei Kulturen gab –
und zwar nicht parallel nebeneinander, sondern
ganz bewusst auch gegeneinander in Position
gebracht.
Möchte man meinen, ist aber ziemlich falsch. Die
CDU/CSU-SPD-GRÜNE-FDP-Enquete-Kommission
der 15. Legislaturperiode meinte dies überhaupt
nicht. Und die Fortsetzungskommission, die nach
den Neuwahlen 2005 mit dem Zuwachs der Links-
fraktion, vertreten durch mich und Hakki Keskin
sowie dem Sachverständigen Dieter Kramer,
konfrontiert wurde, war auch dagegen, dass man
sich mit solcher Thematik zu beschäftigen habe.
Also ging der Streit los. Nach dem Motto, die
Linke gegen alle Anderen, wurden unsere
Vorschläge verändert und immer wieder mehrheit-
lich abgelehnt.
Was wollten wir? Ganz einfach: die Folgen der
deutschen Teilung in kultureller Hinsicht
beschreiben. Was wollten die anderen? Ganz
einfach: Wenn schon Rekurs auf 40 Jahre Kultur
in der DDR, dann nur im Raster von »SED-
Diktatur«, unter der kulturelle Qualität überhaupt
nur von Systemkritikern geschaffen werden
konnte.

Gerade mal 40 Zeilen – bei über 500 Seiten wohl-
gemerkt! – war die hochmögende Enquete-
Kommission bereit, auf die Besonderheit der
deutschen Kultur von 1949 bis 1989 und danach
zu verwenden. Und wenn wir davon ausgingen,
dass es durchaus legitim ist, darauf hinzuweisen,
dass »die außerordentlich dichte und reiche Kul-
turlandschaft in den ostdeutschen Ländern ein
Erbe der deutschen Geschichte und Kulturge-
schichte vor der Gründung der DDR, aber auch
einer eigenen Tradition der Kulturorganisationen
und -beteiligung in der DDR ist«, dann hatten wir
uns aber schwer geirrt.
Kein Konsens hieß die Parole. Als wir eine nackte
Statistik der zum Zeitpunkt der Vereinigung im
Osten vorhandenen 217 Theater, 87 Orchester
und 955 Museen, der 112 Musikschulen und
9.349 Bibliotheken vorlegten, hieß es zunächst
»höchstens als Fußnote zitierbar«, um bei der
abschließenden Abstimmung gar die Fußnote aus
dem Text zu verbannen. Und während wir meinten,
es wäre wichtig zu erwähnen, dass »diese Kultur-
landschaft einen tiefgreifenden Wandel durchge-
macht hat, der auch mit schmerzhaften Verlusten
verbunden war«, sah die Mehrheit der Kommis-
sion zwar auch »große und empfindliche Verände-
rungen«, denen freilich heute »eine in Vereine,
Verbände, Stiftungen ... reicher gegliederte neue
Struktur gegenübersteht«. Die Devise ist klar:
alles ist besser geworden, es kann nicht hinge-
nommen werden, wenn wir feststellen, dass die
Ostdeutschen die Rolle des Marktes im Kulturbe-

trieb kritisch sehen und andere Ansprüche gegen-
über Künsten und Künstlern haben.
Insofern finden Sie, liebe Leserin, lieber Leser,
falls Sie die 500 Seiten des Berichts Kultur in
Deutschland interessieren, weit hinten auf den
Seiten 440 bis 442 das Sondervotum der Links-
fraktion.
Sehr aufschlussreich ist bei alldem das Fazit der
Kommission: »Bald zwei Jahrzehnte nach der Voll-
endung der deutschen Einheit treten die system-
bedingten kulturellen Unterschiede zunehmend in
den Hintergrund«. Während es in
unserem Sondervotum heißt:
»Die bis heute zu konstatie-
renden mentalen Unter-
schiede zwischen Ost
und West sind eine
Herausforderung an
Kulturpolitik, wobei es
nicht darum geht, sie zu
überwinden. Vielmehr
gilt es, sie als Chance zu
nutzen.« Die Enquete-
Kommission wollte diese
Chance offenbar nicht
nutzen.

Luc Jochimsen
Publizistin/Bundestagsabgeord-
nete der Linken
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